
Schuh, Norbert

Article

Der 10. Mai in Frankreich: Der große Umbruch?

Wirtschaft und Gesellschaft (WuG)

Provided in Cooperation with:
Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien

Suggested Citation: Schuh, Norbert (1984) : Der 10. Mai in Frankreich: Der große Umbruch?,
Wirtschaft und Gesellschaft (WuG), ISSN 0378-5130, Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien,
Wien, Vol. 10, Iss. 2, pp. 289-290

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/332158

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://hdl.handle.net/10419/332158
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


KOMMENTAR

Der 10. Mai in

Frankreich: Der

große Umbruch?*)

NORBERT SCHUH

Da ich während eines Jahres in
Frankreich die Wirtschaftsprogram¬
matik und die Wirtschaftspolitik der
französischen Sozialisten im Rahmen
eines Auslandsstipendiums studieren
konnte und beinahe wöchentlich die
Möglichkeit hatte, mit dem für Ver¬
staatlichungsfragen zuständigen Bera¬
ter diskutieren zu können, möchte ich
zu dem Artikel von Alphonse Losser
Stellung nehmen. Dies deshalb, da
meine Recherchen in eine Disserta¬
tion mündeten, deren Grundtenor un¬
terschiedlich, wenn nicht sogar kon¬
trär ist.

Während Losser meint, daß der
10. Mai eine grundlegende Verände¬
rung der französischen Gesellschaft
bedeutet und die Partei Basisrefor¬
men anstrebt und bloß durch die Wi¬
men anstrebt und bloß durch die wid¬
rigen wirtschaftlichen Bedingungen
wurde, komme ich zu dem Schluß,
daß die Sozialistische Partei Frank¬
reichs im Grunde genommen eine ge¬
mäßigte ist, die keine umwälzenden
Reformen durchführen will.

Sicherlich klingen Programme der

*) Bemerkungen zu dem Artikel von
A. Losser in Wirtschaft und Gesellschaft
1983/3

PSF radikaler als die sozialdemokrati¬
scher Schwesterparteien, wenn man
aber die Durchführung solcher Maß¬
nahmen betrachtet, so ergibt sich ein
anderes Bild.

Sehen wir uns die Strukturreformen
an:

Das Verstaatlichungsgesetz war tat¬
sächlich ein Minimalprogramm, das
mit den Programmen gerade noch in
Einklang gebracht werden konnte.
Aber auch bei der Organisation der
„Verstaatlichten" klaffen Programma¬
tik und Ausführung auseinander.

In der Darstellung des Wirtschafts-
programmes der Sozialistischen Par¬
tei spielen die Verstaatlichungen eine
große Rolle. Dadurch soll öffentlichen
Interessen der Vorrang über das pri¬
vatwirtschaftliche Kalkül gegeben
werden. Eines der Kapitel spricht von
einer neuen Form der Bedürfnisbe¬
friedigung.

Das Profitprinzip als Allokations-
mechanismus soll durch Kriterien des
sozialen Nutzens abgelöst werden,
lautet ein wichtiger Merksatz. Die Or¬
ganisation der Verstaatlichten soll
hier den entscheidenden Beitrag lei¬
sten. Tatsächlich jedoch wurde im
Verstaatlichungsgesetz von 1981 pein¬
lichst darauf geachtet, daß die privat¬
wirtschaftliche Orientierung der öf¬
fentlichen Betriebe gesichert blieb.

Die Arbeitsrechte - loi Auroux die
von der PSF als Bürgerrechte im Be¬
trieb gefeiert werden, sind ein Nach¬
vollzug bereits bestehender arbeits¬
rechtlicher Bestimmung in den skan¬
dinavischen Ländern, der BRD und
Österreich.

Das „ceterum censeo" des Rapport
Auroux, der dem Gesetz zugrunde
liegt, lautet, man dürfe die Verant¬
wortlichkeit der Unternehmensfüh¬
rung nicht antasten, sodaß in Le Mon¬
de behauptet wird, daß das Gesetz zu
den Arbeitsrechten im Prinzip auch
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von den bürgerlichen Parteien verab¬
schiedet hätte werden können.

Für die französischen Sozialisten ist
das Steuersystem der Angelpunkt ei¬
ner Politik der Gerechtigkeit. Frank¬
reichs Abgabensystem wird als ex¬
trem ungerecht bezeichnet, da die in¬
direkten Steuern und die Sozialabga¬
ben einen weit größeren Anteil am
Abgabenaufkommen hat, wie in ver¬
gleichbaren Ländern. Im Mittelpunkt
einer sozialistischen Politik müsse da¬
her eine Steuerreform stehen, folge¬
richtig werden sowohl die Mehrwert¬
steuer als auch die Sozialabgaben er¬
höht.

Ein weiterer wichtiger Programm¬
punkt war die Erreichung des Umver¬
teilungszieles über die Einführung der
Vermögenssteuer. In der Durchfüh¬
rung tauchte plötzlich eine andere In¬
tention auf. Es gelte Mittel in produk¬
tive Kanäle umzuleiten. Die geringen
Einnahmen werden in diesem Sinn als
Erfolg gefeiert: Nicht Umverteilung,
sondern das Allokationsziel steht im
Vordergrund.

Die Liste ließe sich fortsetzen bzw.
eingehender diskutieren. Ich wollte
aber bloß aufzeigen, daß die Sichtwei¬
se, daß der 10. Mai in Frankreich eine
grundlegende Wende darstelle nicht
unproblematisch ist. In meiner Disser¬
tation werden obgenannte Punkte
ausführlicher diskutiert und ich zeige
auf, daß sich die wirtschaftspolitische
Linie der Linksregierung nach 1981
sehr gut mit der Wirtschaftstheorie
Keynes zur Deckung bringen läßt, die
da lautet: Ein Ja zum Kapitalistischen
Allokationsmechanismus, wenn man
über institutionelle Reformen des
Banken- und Finanzbereichs dafür
Sorge trage, daß die Unternehmen
nicht fehlgeleitet werden. Die Eigen¬
heiten des Finanzbereichs bedingen,
daß der privatkapitalistische Alloka¬
tionsmechanismus hier nicht greift.

Wie ist ein derart liberales Dogma
mit den radikalen Programmpunkten
vereinbar. Die Sozialistische Partei
muß die Kommunistische Partei zu¬
rückdrängen, um von Wechselwäh¬

lern als wählbar eingestuft zu werden.
Diese fürchten einen zu großen Ein¬
fluß der Kommunisten in einer linken
Regierung. Die PSF muß daher in
Worten der Kommunistischen Partei
Parole bieten. Die Struktur der Partei
läßt erwarten, daß mit den Reformen
nicht sehr ernst gemacht wird.

Die PSF ist eine Partei der Intellek¬
tuellen mit einem radikalen Pro¬
gramm, der es an der Massenbasis
ermangelt. Wie sich in den 70er Jahren
gezeigt hat - gescheiterter Flirt mit der
CFDT ist die Partei auch daran
nicht interessiert, da sie von den Intel¬
lektuellen dominiert wird. Gerade die¬
se müßten um ihre angestammten
Machtpositionen fürchten, käme es zu
einem Massenzustrom in die Partei.
Eine politische Umsetzung wird daher
von vornherein weitgehend ausge¬
schlossen.

Schließlich bietet uns die französi¬
sche Geschichte bestes Anschauungs¬
material, daß radikale Wortgefechte,
mehr als in anderen Nationen, einen
grundlegenden Konsens der Streitpar¬
teien überdecken.

Das Leitmotiv des vierten Bandes
zur französischen Geschichte zwi¬
schen 1848 und 1945 des Oxforder
Geschichtsprofessors Thomas Zeldin
ist, daß sich hinter der scheinbar un¬
versöhnlichen Teilung der französi¬
schen Nation in „Links" und „Rechts"
ein grundlegender Konsens der fran¬
zösischen Gesellschaft in den ent¬
scheidenden politischen Fragen ver¬
birgt. Er bezeichnet daher das
„Rechts-Links-Schema", mit dem an
die französische Politik herangegan¬
gen wird, als Mythos.

Soll man Worten oder Taten glau¬
ben schenken?

Wenn Historiker einmal die Ge¬
schichte Frankreichs der achtziger
Jahre schreiben werden, so werden sie
eine der beiden Hypothesen ablehnen,
bis dahin sind beide Interpretations¬
muster legitim und mögen dem Leser
angeboten werden.

Meine Stellungnahme soll einen
Denkanstoß geben.
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